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TEXTE ZUM 

KOMMUNISMUS IN BULGARIEN 

 
Momtschil Metodiev 

Die Bulgarisch-Orthodoxe Kirche 
und der kommunistische Staat 

Heute, mehr als zwanzig Jahre nach 
dem Beginn der Transformation in Bul-
garien, ist die kommunistische Vergan-
genheit der Bulgarisch-Orthodoxen Kir-
che (BOK) immer noch ein Thema an-
haltender Diskussionen. Der Grund da-
für ist in der Unfähigkeit der Kirche, sich 
dieser Vergangenheit zu stellen und der 
Gesellschaft ihr Verhältnis zu dieser Pe-
riode darzulegen, und dabei sowohl auf 
ihre Opfer zu verweisen, als auch ihre 
Kompromisse einzugestehen, die sie 
machen musste. Diese Unfähigkeit führ-
te zu Interpretationen und Spekulatio-
nen und zu einer Reihe von Krisen, die 
die öffentliche Stellung und Autorität der 
orthodoxen Kirche in der Epoche des 
Übergangs in ein zweifelhaftes Licht 
tauchten. 

 Die erste dramatische Krise kam 
1992, als die etwa Hälfte der damaligen 
Metropoliten der BOK die Legitimität der 
Wahl Maxims zum Patriarchen (Ober-
haupt der BOK) im Jahre 1971 bestrit-
ten und sich zur neuen, „alternativen“ 
Synode der BOK erklärten. Sie traten 
mit dem Anspruch auf, die Kraft zu sein, 
die die Kirche von ihrer kommunisti-
schen Vergangenheit säubern werde. 
Diese Kirchenspaltung wurde erst 2004 
mit Unterstützung des Staates über-
wunden und nachdem die Mehrheit der 

übrigen orthodoxen Kirchen Patriarch 
Maxim 1998 auf dem Konzil in Sofia un-
terstützt hatten1. 

 Die nächste große Krise kam An-
fang 2012, als die Unterlagenbehörde 
für die Akten des Staatssicherheits-
dienstes bekannt gab, dass elf der fünf-
zehn gegenwärtigen Mitglieder der Hei-
ligen Synode der BOK als Agenten für 
die kommunistische Staatssicherheit 
gearbeitet hatten. Einzige Ausnahme 
unter den älteren Metropoliten war der 
1914 geborene Patriarch Maxim, der 
1956 zum Bischof geweiht, 1960 zum 
Metropoliten und 1971 zum Patriarchen 
gewählt worden war. In diesem Zu-
sammenhang kam heraus, dass auch 
ein großer Teil der Mitglieder der „alter-
nativen“ Synode, obwohl sie sich doch 
gegen die kommunistische Vergangen-
heit ausgesprochen hatten, in den Jah-
ren der Kirchenspaltung ebenfalls mit 
der Staatssicherheit in Verbindung ge-
standen hatten.  

Diese bisher letzte Krise warf er-
neut die Frage auf nach dem Verhalten 
der Kirche in den Jahren des Kommu-
nismus auf. Die öffentliche Meinung ge-
wann den Eindruck, dass der kommu-
nistische Staat die Kirche nicht nur 
marginalisiert hatte, sondern dass es 
ihm auch gelungen war, einen großen 



 

 

 

Teil ihrer Führer auf seine Seite zu zie-
hen. Diese Ansicht berücksichtigt aber 
nicht genügend den historischen Kon-
text und die innere Dynamik der Bezie-
hungen zwischen Kirche und Staat zur 
Zeit des Kommunismus, und auch nicht 
die wichtigen sozialen Veränderungen, 
die die bulgarische Gesellschaft in dieser 
Periode durchgemacht hat. Offen bleibt 
die wichtigere Frage: Welchen Verände-
rungen war die Gesellschaft insgesamt 
in den Jahren des Kommunismus unter-
worfen, und wie hat sich dies auf die 
Situation und die Autorität der BOK 
ausgewirkt? 

 

DAS BULGARISCHE EXARCHAT BIS 1944 

Der Kampf um die Schaffung ei-
ner autokephalen (eigenständigen) BOK 
im 19. Jahrhundert ist untrennbar ver-
bunden mit dem Kampf um die nationa-
le Befreiung von osmanischer Besatzung 
und die Schaffung eines modernen bul-
garischen Rechtsstaats. In den Jahrhun-
derten der osmanischen Herrschaft auf 
dem Balkan (Ende des 14. bis Ende des 
19. Jh.) war das bulgarisch besiedelte 
Territorium Teil der „Kosmischen“ Diö-
zese des Patriarchats von Konstantino-
pel. Alle Christen im Osmanischen Reich 
waren Teil der griechischen Orthodoxie, 
damit die Christen als eine kompakte 
Gruppe politisch leichter zu handhaben 
waren. 

Im 19. Jahrhundert blieb auch die 
orthodoxe Kirche im Osmanischen Reich 
nicht unberührt von den sich verbrei-
tenden nationalen Ideen. Eines der ers-
ten Ziele der bulgarischen Nationalbe-
wegung war die Schaffung einer eige-
nen, von Konstantinopel unabhängigen 
bulgarischen Kirche. Das bulgarische 
Exarchat wurde 1870 gegründet und 
auch vom Sultan anerkannt, nicht aber 
von dem Kosmischen Patriarchat, das 
1872 ein Konzil einberief, auf dem die 
Bulgaren wegen ihrer „Ethnophilie“ ver-
urteilt wurden, d. h. dafür, dass sie ihre 
Nationalität über die Universalität der 

Kirche stellten. Das bulgarische Exar-
chat wurde von den anderen orthodoxen 
Kirchen nicht anerkannt, und sie unter-
hielten in den folgenden Jahrzehnten 
keinerlei Beziehungen zueinander. Nach 
der Gründung des neuen bulgarischen 
Staats 1878 erhielt das bulgarische 
Exarchat das Statut einer offiziellen Kir-
che auf den ethnisch bulgarischen Terri-
torien; zu einer Veränderung ihres in-
ternationalen Statuts führte dies jedoch 
nicht. Die Isolationshaltung der anderen 
orthodoxen Kirchen wurde kompensiert 
durch internationale Kontakte mit ande-
ren Kirchen, begleitet von aktiver Teil-
nahme an der Anfang des 20. Jahrhun-
derts einsetzenden ökumenischen Be-
wegung, des Dialogs zwischen den Be-
kenntniskirchen. Parallel dazu entfaltete 
die Bulgarische Exarchie eine aktive so-
ziale Tätigkeit im Land. Anfang des 20. 
Jahrhunderts verfügte die Hohe Geist-
lichkeit daher über gesellschaftlichen 
Einfluss und öffentliches Prestige, die es 
ihr erlaubten, eine wichtige Rolle in den 
dramatischen politischen Ereignissen 
des Zweiten Weltkriegs zu spielen. 1943 
wandten sich einflussreiche Geistliche 
gegen die Deportation der bulgarischen 
Juden und trugen so maßgeblich zu de-
ren Rettung bei. 

Die Entstehung der eigenständi-
gen bulgarischen Kirche als Teil des na-
tionalen Unabhängigkeitsprojekts mag 
auch erklären, dass die Kirche traditio-
nell als ein Pfeiler der nationalen Identi-
tät betrachtet wird. Diese Auffassung 
wurde verstärkt durch die Deckungs-
gleichheit von religiöser und ethnischer 
Identität, wie sie bis heute charakteris-
tisch ist für das Land. In religiöser Hin-
sicht sind in Bulgarien traditionell zwei 
große Gemeinschaften vertreten: Laut 
Volkszählung von 1946 stellten die or-
thodoxen Christen 85 Prozent der Be-
völkerung, 13 Prozent waren Muslime. 
Die Übrigen waren Mitglieder der katho-
lischen und protestantischen Gemein-
den.  

Der totalitäre Staat versuchte in 
den 1970er und 1980er Jahren diese 



 

 

 

Grenze zwischen den religiösen und 
ethnischen Unterschieden zu verwi-
schen, weil er sich über das Nationale 
zu legitimieren versuchte. Die Wendung 
zum Nationalismus hatte gegenüber der 
türkischen Minderheit eine brutale 
Zwangspolitik zur Folge. Unter anderem 
sollten türkische Namen durch bulgari-
sche ersetzt werden. Diese Politik führte 
in den 1980er Jahren zum Exodus zehn-
tausender türkischstämmiger Bulgaren 
in die Türkei. Diese Kampagne, wurde 
von den Kommunisten als „Vazroditelen 
Proces“ bezeichnet (wörtlich: Wiederge-
burtsprozess; in Deutschland wird von 
der „Vertreibung der bulgarischen Tür-
ken“ gesprochen oder vom „Pogrom ge-
gen die bulgarischen Türken“). 

In administrativer Hinsicht wird 
die BOK von der Heiligen Synode re-
giert, in die während der 1940er Jahre 
zehn Metropoliten entsandt werden, die 
den zehn Verwaltungsbezirken (Diöze-
sen) der Orthodoxen Kirche vorstehen. 
Laut Satzung der BOK werden die Met-
ropoliten auf Lebenszeit gewählt und 
können nicht ausgetauscht werden. 
Metropoliten werden aus den Reihen der 
Bischöfe gewählt, welche zuvor  Mönche 
gewesen sein müssen2. Die Metropoliten 
haben fast unbegrenzte Macht in ihren 
Diözesen. Ihnen sind die Gemeindepfar-
rer unterstellt. Bis 1953 steht ein Exarch 
an der Spitze der Synode, seither ein 
Patriarch.  

Um 1945 arbeiteten in der BOK 
etwa 2500 Gemeindepfarrer, die für ins-
gesamt 3700 Kirchen zuständig waren. 
Das große Problem der BOK war und ist 
die geringe Zahl der Mönche, da aus 
diesen die Hohe Geistlichkeit rekrutiert 
werden muss. Um 1945 betrug die Zahl 
der Mönche nur etwa 180 – verteilt auf 
46 Klöster, die Zahl der Nonnen 260 – 
verteilt auf 44 Frauenklöster. Dies er-
leichterte die Einmischung des kommu-
nistischen Staats in die Belange der Kir-
che, da eine so kleine Gemeinschaft 
leicht beobachtet und kontrolliert wer-
den konnte. 

BEZIEHUNG ZUR RELIGION UNTER DEM 
KOMMUNISMUS: STAATLICHER ATHEISMUS 
UND „SOCIAL ENGINEERING“ 

Die Politik des kommunistischen 
Staates gegenüber den christlichen Kir-
chen kann in drei Abschnitte unterteilt 
werden, die mit einigen der bedeuten-
deren Veränderungen in der orthodoxen 
Kirche zusammenfallen. Der erste Zeit-
abschnitt ist dominiert von einer repres-
siven Politik, inklusive des Mordes an 
einem orthodoxen Metropoliten und 
Dutzenden von Gemeindepfarrern, der 
Inhaftierung hunderter Pfarrer in Ar-
beitslagern und von Schauprozessen. 
Diese Politik setzte unmittelbar nach der 
Machtergreifung der Kommunisten im  
Herbst 1944 ein und erreichte ihren Hö-
hepunkt zwischen 1948 und 1953, um 
nach Stalins Tod 1953 langsam zu en-
den. 

Der zweite Abschnitt, den man als 
vergleichsweise liberaleren bezeichnen 
kann, beginnt Mitte der 1950er Jahre 
und endet um 1970. Er ist gekennzeich-
net von einer relativen Stabilisierung 
der Beziehungen zwischen Staat und 
Kirche, wobei die Kirche eine unterge-
ordnete Rolle einnimmt, ohne weiter 
Objekt offener Repressionen zu sein. 
Diese Periode fällt annähernd zusam-
men mit der Amtszeit des ersten Patri-
archen der neueren bulgarischen Ge-
schichte, Kyrill, die von 1953 bis 1971 
dauerte. 

Die dritte Periode setzt 1970 ein 
und ist geprägt vom Einsatz administra-
tiver Maßnahmen zur Eingrenzung und 
Marginalisierung der BOK. Größtenteils 
wird diese Politik umgesetzt durch die 
Einführung der sog. „Zivilrituale“ (Hoch-
zeit, Jugendweihe statt Kommuni-
on/Konfirmation, Beerdigung etc.), so-
wie den Versuch, das System der kirch-
lichen Feste und Feiertage im Land zu 
verändern und die Tätigkeit der Pfarrer 
auf den Kirchenraum zu beschränken, 
wobei ihnen jedwede „religiöse Propa-
ganda“ untersagt wurde. Dies ist auch 
die Periode, in der die Staatssicherheit 



 

 

 

begann, amtierende Metropoliten und 
karriereorientierte Geistliche anzuwer-
ben, um sie anschließend zielgerichtet 
im inneren Leben der Kirche, vor allem 
aber bei ihren internationalen Kontakten 
einsetzen zu können. 

In den Anfangsjahren der kom-
munistischen Epoche unternahm die 
Hohe Geistlichkeit überlegte und ent-
schlossene Schritte zur Verteidigung der 
kirchlichen Autonomie. Aber nach 1955 
gelang es dem kommunistischen Staat, 
die Mehrheit der Mitglieder der Heiligen 
Synode auf seine Seite zu ziehen, indem 
er einmal mit Repressionen, dann mit 
administrativen Einschränkungen und 
schließlich mit dem Einschleusen eige-
ner Leute in die Kirchenführung arbeite-
te. Dies schaffte die Voraussetzungen 
dafür, dass der Staat in den 1970er und 
1980er Jahren damit beginnen konnte, 
die aktive Mitarbeit der Kirche in einigen 
grundlegenden Bereichen zu verlangen 
– wie etwa der Verteidigung des propa-
gandistisch erzeugten Bildes vom kom-
munistischen System auf der internatio-
nalen Bühne sowie bei der Politik ge-
genüber den bulgarischen Emigranten. 

Die kommunistische Ära wandelte 
in dramatischer Weise die zuvor beste-
henden Beziehungen zwischen Kirche 
und Staat. Während in den Jahren vor 
1944 das eigenständige Exarchat als 
eine der Säulen des Nationalstaates be-
trachtet wurde, die ihm beträchtliches 
Ansehen eintrug, nahm die orthodoxe 
Kirche nachher eine gänzlich unterge-
ordnete Stellung für und im kommunis-
tischen Staat ein. Theoretisch betrach-
tete der Kommunismus Religion als un-
vereinbar mit seiner Weltanschauung, 
sodass die Kirche ein ideologischer Geg-
ner war, für den es aus der Perspektive 
des kommunistischen Ideals keinen 
Platz im Staat geben konnte. In der 
Praxis erhielt die Kirche ein Existenz-
recht zugesprochen, ohne aber innere 
Autonomie zu haben oder Präsenz in der 
gesellschaftlichen Öffentlichkeit zeigen 
zu können. In seiner Politik gegenüber 
der Kirche reproduzierte Bulgarien das, 

was in der Sowjetunion nach 1917 ge-
schah, ohne die Extreme der frühen bol-
schewistischen Periode zu erreichen, in 
der massenhaft Kirchengebäude zerstört 
worden waren. Ziel des kommunisti-
schen Staates war es, ohne die Be-
kenntniskirchen direkt zu verbieten, sie 
so zu marginalisieren, dass sie in der 
Öffentlichkeit unsichtbar wurden. 

Die künftige Kirchenpolitik des 
kommunistischen Staates gewann Kon-
turen in der programmatischen Rede 
Georgi Dimitrovs, des Parteivorsitzen-
den der Kommunisten, am 26. Mai 1946 
im Rila-Kloster anlässlich der 1000-Jahr-
Feier der Geburt des berühmtesten bul-
garischen Heiligen – Iwan Rilski. In die-
ser Rede machte Dimitrov kein Hehl aus 
seiner Verachtung gegenüber der Kirche 
und skizzierte die wichtigsten Elemente 
seiner künftigen Kirchenpolitik: Die Kir-
che behält ihr Existenzrecht auch unter 
den neuen gesellschaftlichen Bedingun-
gen, doch einzig und allein aufgrund 
ihrer historischen Verdienste um die 
Bewahrung der nationalen bulgarischen 
Identität. In seiner Rede zog er einen 
klaren Strich zwischen den „progressi-
ven“ und den „konservativen“ Geistli-
chen. Von den „progressiven“ verlangte 
er unbedingte Loyalität, den „konserva-
tiven“ drohte er Strafen an, indem er 
sich nicht zuletzt auf die Repressionen 
der Bolschewiki gegenüber der Rus-
sisch-Orthodoxen Kirche unmittelbar 
nach der Oktoberrevolution 1917 berief. 

Das Verhältnis zur Kirche glich 
dem gegenüber einer sterbenden Insti-
tution, die noch tauglich war als eine Art 
Nationalmuseum oder nationales Kul-
turdenkmal. Parallel dazu entwickelte 
der kommunistische Staat eine Politik 
des Staatsatheismus, die sich darin nie-
derschlug, dass in allen öffentlichen 
Sphären der Atheismus propagiert wur-
de – in der Ausbildung, der Kultur und 
im gesellschaftlichen Verkehr. Da es im 
totalitären Staat keine öffentliche Sphä-
re gab, die nicht unter seiner Kontrolle 
war, wird der Atheismus zur einzigen 
den Menschen zugänglichen Weltan-



 

 

 

schauung. Die Kirche hatte nur noch 
eine gewisse Zeit eine begrenzte Wir-
kung in der Privatsphäre der Menschen. 
Die wichtigsten kirchlichen Rituale blie-
ben Schlüsselmomente im Leben des 
einzelnen, wie etwa Taufe, Eheschlie-
ßung und auch das Begräbnis. 

Doch auch dies änderte sich An-
fang der 1970er Jahre, als der Staat 
daran arbeitete, die kirchlichen Rituale 
und Zeremonien einzuschränken. Die 
Kirche wurde von Seiten des kommunis-
tischen Staats Objekt eines „Social En-
gineering“, das sich in grober Weise in 
die persönlichen Momente im Leben der 
Menschen einmischte. Im Gegensatz zu 
den Ländern Westeuropas, die eine Pe-
riode der natürlichen Säkularisierung 
durchgemachten, wurde die bulgarische 
Gesellschaft Gegenstand einer aufge-
zwungenen Säkularisierung. Auf den 
ersten Blick sind die Ergebnisse der na-
türlichen und der zwangsweisen Säkula-
risierung vergleichbar: das Zurückgehen 
der Besucherzahlen der Kirchen, die ge-
ringe öffentliche Autorität der Geistlich-
keit und die begrenzte Präsenz der 
christlichen Perspektive im öffentlichen 
Raum. Doch im bulgarischen Fall er-
zeugte diese Politik eine in ihren religiö-
sen Anschauungen extrem verunsicher-
te Gesellschaft, was sich nach dem Ende 
des Kommunismus in der öffentlichen 
Debatte über kirchliche Fragen nieder-
schlug. 

Das Hauptmittel, durch das die 
Politik der Marginalisierung der christli-
chen Glaubensgemeinschaften in die 
Praxis umgesetzt wurde, ist das Prinzip 
der „Trennung von Kirche und Staat“. 
Die orthodoxe Kirche, aber auch die an-
deren Glaubensgemeinschaften wurden 
überdies in ihrem Handlungsspielraum 
vom Gesetz über die Verstaatlichung 
städtischen Eigentums und landwirt-
schaftlichen Grundbesitzes beeinträch-
tigt, die für sie bis dahin Haupteinnah-
mequelle gewesen waren. Das so ent-
standene Haushaltsdefizit wurde kom-
pensiert durch die Einführung einer 
staatlichen Subvention. So entsteht der 

Widerspruch, dass der Staat zwar das 
Prinzip der Trennung (von Staat und 
Kirche) proklamierte, gleichzeitig aber 
den großen Glaubensgemeinschaften 
ihre Haupteinnahmequellen entzog und 
sie durch staatliche Beihilfen ersetzte, 
auf deren „verpflichtenden Charakter“ er 
entschieden pochte. Daher kann man im 
kommunistischen Bulgarien kaum von 
einer tatsächlichen Trennung von Staat 
und Kirche sprechen, da unter dem 
Deckmantel dieses Prinzips die Kirche 
vom Staat abhängig gemacht wurde. 
Der Grundsatz der Trennung von Kirche 
und Staat erfüllt auch eine propagandis-
tische Funktion, wurde er doch oft als 
Argument verwendet gegen Kritiker, die 
das Fehlen religiöser Freiheiten einklag-
ten. Das wahre Ziel dieses Prinzips war 
aber die Trennung der Kirche von der 
Gesellschaft. 

Die Trennung von Kirche und 
Staat fand in vielerlei Hinsicht Ausdruck.  
1945 wurde geregelt, dass nur die stan-
desamtlich geschlossene Ehe gesetzlich 
ist, während die kirchliche Eheschlie-
ßung den Status eines Rituals zugespro-
chen wurde; kirchlich durfte man erst 
nach der standesamtlichen Trauung hei-
raten. Im selben Jahr wurde der Religi-
onsunterricht aus den schulischen Lehr-
plänen gestrichen. 1950 wurden die 
beiden kirchlichen Priesterseminare zu 
einem zusammengelegt und von ihrem 
zentralen Platz in der Hauptstadt in ein 
entferntes Kloster verlegt; die Theologi-
sche Fakultät wurde aus der staatlichen 
Universität herausgelöst und zur Geistli-
chen Akademie umgewidmet, die der 
Heiligen Synode unterstellt war. 

So waren die BOK und die ande-
ren Glaubensbekenntnisse trotz der 
proklamierten Trennung vom Staat 
staatlichen Institutionen unterstellt, die 
das Geschehen in den Kirchen aufmerk-
sam verfolgten und kontrollierten. Das 
offizielle staatliche Organ, das mit der 
Kirchenpolitik betraut war, war das Ko-
mitee für Kirchenfragen. Dieses zahlte 
die Subventionen an die Kirchen aus, 
hatte das Recht, sich in die Wahlen der 



 

 

 

Kirchenvorstände einzumischen und ihre 
internen Organisationsprozesse zu kon-
trollieren. Die andere Institution, die das 
Leben der Kirchen beobachtete, war die 
Staatssicherheit. In dieser gab es eine 
Sonderabteilung, die sich mit den ver-
schiedenen Bekenntnissen befasste. 
Diese Abteilung verfolgte nicht nur die 
Lage in den Kirchen, sondern hatte auch 
– wenn nötig – die Möglichkeit, repres-
sive Maßnahmen gegen sie zu ergreifen. 
In der späten kommunistischen Ära 
wuchs die Rolle der Staatssicherheit, da 
sie die Möglichkeit erhielt, die Imple-
mentierung einer eigenen Agentur in 
der Kirchenhierarchie zu betreiben und 
ihren Agenten Aufgaben zu übertragen, 
die mit der Durchsetzung der Propagan-
da des kommunistischen Regimes ins-
gesamt zusammenhingen. 

 

REPRESSIONEN GEGEN DIE 

GLAUBENSBEKENNTNISSE 

Die Repressionswelle zwischen 
1944 und 1954 erfasste alle wichtigen 
Glaubensbekenntnisse in Bulgarien, 
wenn auch jedem von ihnen mit einer 
anderen Strategie begegnet wurde. Da-
bei ist das Verhalten gegenüber der Ho-
hen Geistlichkeit der BOK, den Metropo-
liten und Bischöfen, noch vergleichswei-
se nachsichtig, während die führenden 
Kreise der anderen christlichen Be-
kenntnisse, der Katholiken und Protes-
tanten, Opfer von Schauprozessen wur-
den. Sie wurden ohne Grund der Spio-
nage beschuldigt. Opfer von Repressio-
nen wurde auch ein beträchtlicher Teil 
der orthodoxen Gemeindepfarrer, die 
teils in Arbeitslager deportiert, teils zu 
verschieden langen Gefängnisstrafen 
verurteilt wurden. Die erste Repressi-
onswelle begann unmittelbar nach dem 
Einmarsch der Roten Armee und dem 
kommunistischen Umsturz vom 9. Sep-
tember 1944. Dies war eine Zeit „au-
ßergerichtlicher Repressionen“, das 
heißt, es wurden Arreste verhängt und 
Morde an Dutzenden von Gemeindepfar-
rern verübt, ohne dass Prozesse und 

Gerichtsurteile vorausgegangen wären. 
Zwei Mitglieder der Heiligen Synode 
wurden Ende 1944 verhaftet und erst im 
März 1945 wieder auf freien Fuß ge-
setzt, nachdem sie im Gefängnis uner-
hörten Erniedrigungen unterzogen wur-
den. Die Geistlichkeit wurde auch Opfer 
des sog. Volksgerichts, einer politisch 
willkürlich handelnden Instanz außer-
halb des herkömmlichen Justizsystems. 
Die Volksgerichte wurden von den 
Kommunisten eingesetzt, um mit den 
wichtigsten politischen und ideologi-
schen Gegnern des alten Regimes abzu-
rechnen. Objekt der Verfolgung durch 
das Volksgericht wurden u. a. drei 
Geistliche. Sie wurden beschuldigt, an 
der 1943 von Deutschland eingesetzten 
Enquete-Kommission beteiligt gewesen 
zu sein, die damals mit dem Ergebnis 
schloss, dass die Schuldigen an der 
massenhaften Ermordung polnischer 
Offiziere und Intellektueller in Katyn im 
Frühjahr 1940 sowjetische Soldaten sei-
en. Hierfür wurden die drei Mönche zu 
ein bis fünf Jahren Haft verurteilt und 
verloren ihre Bürgerrechte. Insgesamt 
wurden 152 orthodoxe Geistliche durch 
das Volksgericht verurteilt, davon 13 
zum Tode, weitere 13 zu lebenslängli-
cher Haft. 

Diese Hetzjagd schwächte sich in 
den folgenden drei Jahren ab, um dann 
1948 erneut aufzubranden, nachdem 
das neue Regime seine Stellung interna-
tional stabilisiert hatte. Dies geschah 
auch, weil es Moskau nicht gelang, ei-
nen sog. „Orthodoxen Vatikan“ zu 
schaffen, eine Koalition aller orthodoxen 
Kirchen unter Führung Moskaus, die sich 
der pro-westlichen Linie des Vatikans 
entgegenstellen sollte. Das Scheitern 
dieses Plans erklärte die Rückwendung 
Stalins zur Repressionspolitik gegen die 
Kirche, wie er sie vor dem Krieg betrie-
ben hatte, und die automatisch auch auf 
Bulgarien übertragen wurde. Die Periode 
von Sommer 1948 bis zu Stalins Tod 
1953 erscheint aus der Rückschau als 
die brutalste Phase der Beziehungen des 
bulgarischen Staates zur Kirche. 



 

 

 

Den Anfang einer neuen Repres-
sionswelle markierte der Mord an einem 
der einflussreichsten Mitglieder der Hei-
ligen Synode, dem antikommunistischen 
Metropoliten von Nevrokop, Boris, der 
am 8. November 1948 von einem seines 
Priesteramtes enthobenen Geistlichen 
nach dem Ende eines Gottesdienstes 
erschossen wurde. Im Ganzen jedoch 
waren bei der neuen Repressionswelle 
die überwiegende Mehrzahl der Opfer 
einfache Gemeindepfarrer. 

Ende 1948, auf Antrag des Komi-
tees für Kirchenfragen, mussten alle 
Städte und Gemeinden schriftliche Cha-
rakterisierungen aller in ihren Grenzen 
tätigen Gemeindepfarrer erarbeiten und 
an das Komitee senden. Nach der Zu-
sammenfassung aller Daten wurden die 
Geistlichen in acht Kategorien unterteilt. 
Kriterium: ihr Verhältnis zum Regime. 
Von 2063 Gemeindepfarrern wurden 
1600 als mehr oder weniger gegen das 
Regime negativ eingestellt charakteri-
siert, weitere 400 als positiv. Diese Er-
gebnisse dienten als Grundlage und Mo-
tiv für eine nachfolgende neue Repressi-
onskampagne, die zur Inhaftierung oder 
Einweisung in Arbeitslager von mindes-
tens zehn Prozent aller zu dieser Zeit in 
Bulgarien tätigen Pfarrer führte. 

1948 und 1949 beriet die Regie-
rung einige der radikalsten Ideen zur 
Unterdrückung der Hohen Geistlichkeit, 
die sie aber nicht in die Tat umsetzte. 
Darunter waren die Schließung ganzer 
Diözesen und die Einführung eines Pen-
sionsalters für die Metropoliten. Ergrif-
fen wurde schließlich eine sanftere, doch 
wirkungsvolle Politik. Sie hatte zum Ziel, 
den Konsens innerhalb der Heiligen Sy-
node zu zerschlagen und diese zu spal-
ten. Die Mitglieder wurden unterteilt in 
„extrem reaktionäre“ und solche, deren 
Schwächen und Ambitionen die Macht-
haber sich zunutze machen konnten. 
Letztere wurden als „progressiv“ be-
zeichnet und als Favoriten des Staates 
lanciert. In den Jahren 1949-1951 wur-
den auch die Verhandlungen mit dem 
Staat über die neue Satzung der BOK 

geführt, die am 4. Januar 1951 in Kraft 
trat. Bei diesen Verhandlungen gelang 
der Synode, dem staatlichen Druck zu 
widerstehen und die lebenslange Amts-
zeit der Metropoliten zu verteidigen, was 
damals aus Sicht des Staates eine Be-
hinderung für seine direkte Einmischung 
darstellte. Letztendlich bewahrte die im 
Januar 1951 beschlossene Satzung die 
kirchlichen Traditionen und – wenigs-
tens theoretisch – auch die demokrati-
sche Binnenstruktur der Kirche. Doch im 
Verlauf der kommunistischen Herrschaft 
verwandelte sich dieses Statut immer 
mehr in ein wirkungsloses Stück Papier. 

Betroffen von Repressionen waren 
in dieser Periode auch die anderen 
christlichen Bekenntniskirchen. Erste 
Opfer dieser Anschuldigungen wurden 
fünfzehn evangelische Pastoren, unter 
ihnen auch die Leiter aller evangelischen 
Glaubensgemeinschaften in Bulgarien. 
Der Gerichtsprozess, der vom 26. Feb-
ruar bis zum 8. März 1949 dauerte, 
sprach alle Angeklagten schuldig. Vier 
von ihnen erhielten lebenslange Haft-
strafen, die übrigen fünfzehn Jahre Ge-
fängnis. 

Einige Jahre später wurden katho-
lische Priester Opfer vergleichbarer 
Schauprozesse. Im Juli 1952 wurden 
vierzig katholische Bischöfe, Priester 
und Mönche verhaftet, wiederum unter 
der Anschuldigung, sie seien Spione. 
Das Urteil gegen sie wurde am 3. Okto-
ber 1952 gesprochen. Vier von ihnen 
wurden zum Tod durch Erschießen ver-
urteilt, die anderen zu  Gefängnisstrafen 
zwischen drei und zwanzig Jahren. Die 
Todesurteile wurden am 11. November 
1952 vollstreckt. Diese Prozesse waren 
ein schwerer Schlag gegen die Organi-
sation des katholischen Gemeindelebens 
in Bulgarien. 

Diese Prozesse gegen Katholiken 
und Protestanten sind klassische Pro-
zesse im demonstrativen Stil des Stali-
nismus. Die Verhafteten wurden in der 
Regel der Spionage für ausländische 
Geheimdienste beschuldigt. Im Gefäng-



 

 

 

nis wurden sie der Folter unterzogen, 
durch die sie gezwungen wurden, 
schriftliche Geständnisse abzulegen für 
Verbrechen, die sie gar nicht begangen 
hatten. Die Gerichtsprozesse wurden 
propagandistisch begleitet von einer 
über die Zeitungen lancierte Öffentlich-
keitsarbeit; Arbeiterkollektive wurden 
angehalten, Briefe und Telegramme zu 
schreiben, in denen sie die denkbar här-
teste Bestrafung für die „Verräter“ for-
dern. Die Beschuldigten waren gezwun-
gen, ihre Geständnisse auf einer öffent-
lichen Gerichtsverhandlung zu wieder-
holen, zu der ihre Verwandten ebenso 
geladen waren wie viele Mitglieder ihrer 
Religionsgemeinschaften. So erzielten 
die gesprochenen Urteile einen lang an-
haltenden Effekt der Abschreckung. 

Parallel zu diesen repressiven po-
litischen Maßnahmen, dieser „Trennung 
von Kirche und Staat“ und der Verstaat-
lichung kirchlichen Eigentums begann 
der kommunistische Staat, sich direkt in 
die Leitungsarbeit der Kirche einzuschal-
ten. Zu Beginn der Diktatur machte die-
se Einmischung noch einen positiven 
Eindruck, da der Staat die Versuche ei-
nes Schismas mit dem „Kosmischen Pat-
riarchat“ unterstützte sowie das Bemü-
hen um die internationale Anerkennung 
der BOK. Die Motive dafür sind vorwie-
gend politischer Natur und fügten sich 
ein in die sowjetische Politik der Grün-
dung eines „Orthodoxen Vatikan“; Mos-
kau war in dieser Periode an der Exis-
tenz möglichst vieler eigenständiger or-
thodoxer Kirchen interessiert, die das 
Russische Patriarchat in Moskau unter-
stützten und den Druck auf Istanbul 
verstärken halfen, sich von seiner pro-
westlichen Politik loszusagen. 

Der erste Schritt zur Einrichtung 
des internationalen Statuts der BOK er-
folgt am 21. Januar 1945. Der Metropo-
lit von Sofia, Stefan, wurde zum neuen 
Exarchen gewählt. Er gehörte zu den 
Metropoliten mit der größten Autorität, 
und er war  bekannt für seine ökumeni-
sche Tätigkeit, zudem erklärter Gegner 
der Bündnispolitik, die Bulgarien vor 

1944 mit Nazi-Deutschland betrieb; 
nicht zuletzt war er aktiver Teilnehmer 
an der öffentlichen Kampagne zur Ret-
tung der bulgarischen Juden 1943. Sei-
ne Wahl zum Exarchen gab den Ver-
handlungen mit dem Kosmischen Patri-
archat über ein Schisma einen neuen 
Impuls; sie endeten erfolgreich am 22. 
Februar 1945 damit, dass Istanbul 
(Konstantinopel) der BOK offiziell den 
Status der autokephalen Exarchie ver-
lieh. Dies gab der BOK eine selbststän-
dige Struktur, die ihr den Weg zur Aner-
kennung durch alle anderen orthodoxen 
Kirchen und damit ihrer Rückkehr und 
Aufnahme in die große orthodoxe Fami-
lie eröffnete. 

Als Oberhaupt der Kirche stand 
Exarch Stefan in den folgenden Jahren 
vor der schwierigen Aufgabe zwischen 
dem Insistieren der Metropoliten, die 
kirchliche Autonomie vor dem staatli-
chen Druck zu schützen und seinem 
Wunsch, die Unterstützung der bulgari-
schen Regierung und der Russisch-
Orthodoxen Kirche nicht zu verlieren. 
Schon seine Wahl zum Exarchen zer-
störte die bis zu diesem Moment beste-
hende Gleichberechtigung unter den 
Metropoliten; Stefans Begehren, sich 
zum alleinigen Führer der Kirche zu ma-
chen, trug ihm die Anschuldigung ein, er 
habe das Betragen eines Diktators. Die 
Meinungsunterschiede zwischen den 
Synodalmitgliedern wurden nun ge-
schickt vom Staat benutzt, ja, geschürt. 
Dies mündete in einen Konflikt, dessen 
Auflösung im Herbst 1948 eintrat. 

Im Juli 1948 reiste Stefan nach 
Moskau, wo er an der Ratssitzung der 
orthodoxen Kirchen teilnahm; dies war 
auch das Kirchentreffen, auf dem der 
Versuch Moskaus fehlschlug, einen Or-
thodoxen Vatikan zu gründen, da das 
Kosmische Patriarchat und die griechi-
schen Kirchen die Idee nicht unterstütz-
ten. Exarch Stefan schwenkte auf die 
Linie der Russen ein, nicht ohne im Ge-
genzug zu erwarten, noch zur Zeit des 
Kirchenrats als Patriarch inthronisiert zu 
werden, ohne dass die bulgarische Sy-



 

 

 

node ihre Zustimmung hierzu gegeben 
hätte. 

Nach der Rückkehr Stefans aus 
Moskau hatte sich die Lage sowohl auf 
politischer als auch auf kirchlicher Ebene 
vollständig verändert. Das Scheitern des 
Projektes „Orthodoxer Vatikan“ machte 
die rasche Beförderung der bulgarischen 
Kirche zum Patriarchat nicht mehr not-
wendig. Die unveränderten Ambitionen 
Stefans, Patriarch zu werden, ver-
schlechtern die Beziehungen in der Hei-
ligen Synode. So kam es zu der stürmi-
schen Sitzung vom 6. September 1948, 
an deren Ende der Exarch seinen Rück-
tritt anbot. Er setzte auf den Überra-
schungseffekt und hoffte, dass sein Ge-
such abgelehnt würde, was seine Positi-
onen stärken würde. Doch sein Gesuch 
wurde am 8. September einstimmig von 
der Synode angenommen und darauf 
von der Regierung bestätigt. Der nun 
ehemalige Exarch wurde in die Verban-
nung aufs Land geschickt, wo er bis zu 
seinem Tode 1957 verblieb. In den 
nächsten fünf Jahren wurde die Kirche 
von einem Statthalter der Synode gelei-
tet. Anfangs war dies Paissij, der Metro-
polit von Vraca, der die schwierigen 
Verhandlungen mit der Regierung über 
die neue Kirchensatzung führte. Auf der 
Sitzung der Hl. Synode vom 4. Januar 
1951, auf der die neue Satzung be-
schlossen wurde, musste Paissij sich 
zurückziehen, und zum Statthalter wur-
de der neue Favorit des Staates ge-
wählt, der Metropolit von Plovdiv, Kyrill. 

Die neue Satzung öffnete den 
Weg zur Einberufung einer Kirchen-
volksversammlung, die die BOK zum 
Patriarchat machen sollte und auf der 
ein Patriarch gewählt werden konnte. 
Die Satzung sah die Durchführung drei-
stufiger Wahlen vor, bei denen die Ge-
meindevertretungen sog. Diözesan-
wahlmänner entsandten, die ihrerseits 
unter sich die Mitglieder der Kirchen-
volksversammlung auswählten und zu 
entsenden hatten, die dann den Patriar-
chen wählten. Diese drei Teilwahlen 
wurden 1951 und 1952 durchgeführt, 

aufmerksam beobachtet und kontrolliert 
von der Regierung, damit alle Bereiche 
der kollektiven Kirchenführung unter die 
Kontrolle von regierungstreuen Geistli-
chen und kirchlichen Laien fielen. Damit 
war der Weg frei für eine problemlose 
Installierung des vom Staat gewünsch-
ten Favoriten auf dem Patriarchenthron. 
Diese Aktionen führten jedoch zu einer 
Teilung der Synode in zwei Lager: Das 
eine bestand aus den Metropoliten, die 
gegenüber Kyrill, dem Metropoliten von 
Plovdiv und erklärten Favoriten der Re-
gierung loyal waren, die anderen traten 
für eine Fortsetzung der bisherigen 
Synodalregierung ein und für eine Ver-
tagung der Patriarchenwahlen. Die Op-
position ist bis Ende 1952 in der Mehr-
heit. Anfang 1953 wurde jedoch klar, 
dass ihr Widerstand hoffnungslos ist. 
Der Weg zur Einberufung der Kirchen-
volksversammlung war nun frei, auf 
dem die Proklamation des bulgarischen 
Patriarchats erfolgen und die Wahl des 
ersten Patriarchen in der neueren bulga-
rischen Geschichte stattfinden sollte. 

Die Versammlung wurde am 8. 
Mai 1953 eröffnet. Am selben Tag wurde 
das neue Statut der BOK verkündet. 
Zwei Tage später, am 10. Mai, wurde 
der Metropolit von Plovdiv, Kyrill, zum 
neuen Patriarchen gewählt, ein Geistli-
cher mit Autorität, guter Bildung und 
weitgefächerten internationalen Kontak-
ten. Dies verstärkte vor der Welt den 
Eindruck, dass seine Wahl logisch war. 
Es gab keinen Grund anzunehmen, dass 
die Machthaber die Wahl manipuliert 
hatten. Das einzige Problem war, dass 
die Einberufung der Kirchenvolksver-
sammlung und die Proklamierung des 
Patriarchats nicht mit dem Kosmischen 
Patriarchat abgestimmt worden war, 
weshalb sich die Beziehungen mit Istan-
bul erneut verschlechterten. Erst am 27. 
Juli 1961 normalisierten sie sich wieder, 
als das Kosmische Patriarchat offiziell 
das Bulgarische Patriarchat und seinem 
Patriarchen Kyrill anerkannte. 

Mit der Aufwertung des Statuts 
der BOK und der Wahl eines neuen Pat-



 

 

 

riarchen veränderten sich die Beziehun-
gen zwischen Kirche und Staat. In die-
sem Zusammenhang waren die persön-
lichen Beziehungen zwischen dem Patri-
archen und dem Vorsitzenden des Komi-
tees für Kirchenfragen, Michail Kjut-
schukov, von entscheidender Bedeu-
tung. Der Staat war bereit, das Prestige 
des Patriarchen zu fördern – auf Kosten 
der anderen Mitglieder der Heiligen Sy-
node. Der Staat berücksichtigte die Mei-
nung des Patriarchen bei der Besetzung  
der wichtigsten Stellen in der Kirchen-
hierarchie und machte weitere kleinere 
Zugeständnisse. Gleichzeitig setzte das 
Regime die atheistische Propaganda fort 
und schränkte die administrativen Be-
fugnisse für die in den Gemeinden täti-
gen Geistlichen ein. In den Jahren nach 
der Wahl Kyrills zum Patriarchen blieb 
die Opposition gegen ihn in der Synode 
zwar stark; sie war aber nicht stark ge-
nug, um der Entwicklung des Verhält-
nisses von Kirche und Staat insgesamt 
eine Wende zu geben. Zudem arbeitete 
die Zeit gegen die Opposition, da diese 
aus älteren Metropoliten bestand, die in 
den folgenden Jahren sukzessive von 
einer Generation von Geistlichen abge-
löst wurden, die der Politik des kommu-
nistischen Staates kaum Widerstand 
leisteten. 

 

DIE PROVINZIALISIERUNG DER 

BULGARISCH-ORTHODOXEN KIRCHE ZUR 

ZEIT PATRIARCH KYRILLS (1953-1971) 

Das wiedererstandene bulgarische 
Patriarchat war gekennzeichnet durch 
Provinzialismus und Isolation. Grund 
hierfür war nicht so sehr die Verschlech-
terung der Beziehungen zum Kosmi-
schen Patriarchat; vielmehr wurde die 
bulgarische Kirche fast vollkommen vom 
kommunistischen Staat und damit von 
Moskau abhängig. Während in der vor-
hergehenden Periode alle bulgarischen 
Vertreter der Hohen Geistlichkeit ihre 
Ausbildung an westlichen Universitäten 
absolviert hatten und eine sichtbare ge-
sellschaftliche Tätigkeit entfalteten, ge-

langte in der Regierungszeit von Patri-
arch Kyrill eine Generation von Geistli-
chen in die Kirchenführung, die aus-
schließlich in Bulgarien oder in Moskau 
ausgebildet worden war. Diese Provinzi-
alisierung war ein umso wichtigerer Fak-
tor, als sie in der kritischsten Periode 
der Beziehungen zwischen Kirche und 
Staat eintrat, in der die Opposition in 
der Synode zwar noch stark war, aber 
bereits keine Unterstützung von außen 
mehr erhielt. Während die BOK in der 
Zeit vor 1944 aktives Mitglied der öku-
menischen Bewegung war, schwenkte 
sie 1948 um, unterstützte Moskau und 
sagte ihre Teilnahme an der Grün-
dungsversammlung des Weltkirchenra-
tes ab. Die Rückkehr des Bulgarischen 
Patriarchats in den Weltkirchenrat 1961 
konnte die Isolationstendenz nicht mehr 
aufhalten, da ihre Beteiligung an den 
ökumenischen Strukturen zur Gänze 
vom bulgarischen Staat dirigiert und 
kontrolliert wurde. 

Nach der Wahl von Kyrill zum Pat-
riarchen 1953 tat der Staat alles, Kyrills 
„Stellung und Prestige zu stützen und zu 
festigen“, was ihn zur wichtigsten Figur 
in den Beziehungen zwischen der Hl. 
Synode und dem Staat machte. Da er 
einer der angesehensten Geistlichen aus 
der Zeit vor 1944 war, symbolisierte 
Patriarch Kyrill die Kontinuität in der 
kirchlichen Tradition. Wie schon in der 
Zeit vorher mischte sich der Staat in die 
Auswahl der Hohen Geistlichkeit ein, 
ging dabei diplomatischer vor und traf 
keine politische Entscheidung, ohne die 
Meinung des Patriarchen zu berücksich-
tigen. Dies eröffnete die Möglichkeit, in 
den 1950er und 1960er Jahren die „re-
aktionären“ Mitglieder der Synode auf 
natürlichem Wege durch eine neue Ge-
neration Hoher Geistlicher zu ersetzen, 
die dem Regime mehr oder weniger loy-
al gegenüberstanden. 

In diesen zwei Jahrzehnten wur-
den in der BOK einige wichtige Refor-
men durchgeführt, die sich auf das 
kirchliche Leben in den nachfolgenden 
Jahrzehnten auswirkten. Ende 1968 



 

 

 

nahm die Hl. Synode eine Kalenderre-
form vor. Der traditionell bis zu diesem 
Moment gültige Julianische Kalender 
wurde von einem sog. „neu-julianischen 
Kalender“ (faktisch dem Gregoriani-
schen) abgelöst, wie er im weltlichen 
Bereich, aber auch von einigen anderen 
orthodoxen Kirchen schon eingeführt 
war. Obwohl der neue Kalender genauer 
und leichter zu handhaben war, zeigen 
die Archive, dass dies nicht das Ziel der 
Reform war. Vielmehr sollten die An-
strengungen der Russischen Kirche zur 
Annahme des neuen Kalenders unter-
stützt werden wie auch die internationa-
len Kontakte zu erleichtern und die 
ökumenische Aktivität der bulgarischen 
Kirche zu fördern. Die Kalenderreform 
wurde in völliger Geheimhaltung vor der 
Gesellschaft durchgeführt. Dabei wur-
den die zivilen Feiertage, die auf der 
Grundlage der kirchlichen Tradition ent-
standen sind, auch weiterhin auf die alte 
Weise gefeiert (der 24. Mai bleibt wei-
terhin der Tag der slawischen Schrift 
und Kultur, während der Tag der Hl. Ky-
rill und Method im Kirchenkalender um 
13 Tage vorverlegt wurde auf den 11. 
Mai). All dies führte zu einer zusätzli-
chen Verwirrung der Öffentlichkeit und 
zu einer Trennung von kirchlicher und 
ziviler Symbolik im Begehen dieser Fest-
tage – ein Problem, das bis heute unge-
löst ist. 

Einen schweren Schlag mussten 
in diesen Jahren der Religionsunterricht, 
die kirchliche Presse und das Mönchs-
wesen hinnehmen. Anfang der 1950er 
Jahre übte der Staat strikte Kontrolle 
über den Lehrplan von Priesterseminar 
und Geistlicher Akademie aus. Anti-
kommunistische Lehrer und Dozenten 
wurden entlassen, beide Lehranstalten 
wurden mit Agenten der Staatssicher-
heit durchsetzt. Die Publikation von 
kirchlicher Literatur wurde auf 1600 Sei-
ten pro Jahr begrenzt. Sie unterlag 
ebenso wie die kirchlichen Periodika der 
Zensur. 1956 wurden auf Anordnung 
des Komitees für Kirchenfragen alle 
kirchlichen Bibliotheken von „reaktionä-
ren Büchern gesäubert“. 

Ein sprechender Beleg für den 
Zustand der Kirche insgesamt ist das 
Schicksal des größten und wichtigsten 
Klosters, des Rila-Klosters. 1961 wurde 
das Kloster verstaatlicht und in ein Mu-
seum umgewandelt. 1968 erhielt ein 
Teil der Klosterbruderschaft die Erlaub-
nis, ins Kloster zurückzukehren; sie be-
kamen die strikte Anweisung, kirchliche 
Liturgien und Gottesdienste nur abzu-
halten, wenn das Kloster für Touristen 
geschlossen war. 

Während dieser Zeit herrschte im 
Land ein ungeschriebenes Gesetz, dass 
keine neuen Kirchen gebaut werden 
dürfen. Die seltenen Versuche des einen 
oder anderen Metropoliten, den Bau ei-
nes neuen Gotteshauses in die Wege zu 
leiten, trafen auf passive Ablehnung der 
kommunalen Obrigkeit, die verantwort-
lich für die Baugenehmigung war. Eines 
der indirekten Resultate der forcierten 
Urbanisierung, die die bulgarische Ge-
sellschaft in diesen Jahrzehnten durch-
machte, ist der Zerfall der Gemeinde-
struktur der Kirche, da viele der alten 
Kirchen auf dem Land verwaisten und 
neue da, wo sie gebraucht wurden, 
nicht entstehen konnten.  

Ende der 1950er Jahre begann 
der Staat die Kirchenbesuche zu kon-
trollieren. Mitarbeiter des Komitees für 
Kirchenfragen waren verpflichtet, die 
kirchlichen Gottesdienste zu besuchen 
und schriftlich über die Kirchenbesucher 
zu informieren sowie über die Mei-
nungsäußerungen der Priester während 
des Gottesdienstes. 

Neben der Kirchenbesuchskon-
trolle wurden auch andere bedeutende 
Einschränkungen des kirchlichen Lebens 
vorgenommen. Das galt besonders für 
die Osterfeiertage. In der Mitte der 
1960er Jahre verbreitete sich die Praxis, 
dass die großen Kirchen von Polizeikor-
dons umstellt wurden, die die Besucher 
der Osterliturgie zu kontrollieren hatten. 
Als formaler Grund wurde angegeben, 
dass in den Jahren zuvor Gruppen jun-
ger Leute in die Kirchen eingedrungen 



 

 

 

seien und den Gottesdienstverlauf ge-
stört hätten. Eine Lösung für dieses 
Problem war die Einführung von Einlass-
scheinen, die im Vorfeld an die Gläubi-
gen ausgegeben wurden. Auf diese Wei-
se gelangte der Staat in den Besitz der 
Namen der Kirchenbesucher, was es 
ihm ermöglichte, anschließend administ-
rative Schritte gegen sie einzuleiten. 
Parallel dazu wurde von der Komsomol-
zenorganisation an den Schulen eine 
Kampagne durchgeführt, die es den 
Kindern „empfahl“, Ostern nicht die Kir-
che zu besuchen. Die Polizeikordons an 
den Osterfeiertagen wurden zum Sym-
bol der Repressionen. Diese Praxis wur-
de bis zum Ende der kommunistischen 
Ära fortgesetzt. 

 

DIE WAHL PATRIARCH MAXIMS UND DIE 

FOLGEN 

Patriarch Kyrill starb am 7. März 
1971. Am nächsten Tag fasste das Polit-
büro den Beschluss, auf Empfehlung des 
Komitees für Kirchenfragen auf der be-
vorstehenden Kirchenversammlung die 
Kandidatur des Metropoliten von Lo-
wetsch, Maxim, zu unterstützen. Vier 
Monate später, auf der Kirchenver-
sammlung vom 4. Juli 1971 wurde die-
ser zum neuen Patriarchen gewählt. Die 
Unterstützung der kommunistischen 
Partei war der Grund dafür, dass die 
Legitimität der Wahl in Zweifel gezogen 
wurde, damals wie auch nach 1990. Im 
Jahr 1971 unterschrieben einflussreiche 
Metropoliten – Paissij Vratschanski, Jos-
sif Varnenski und Pimen Nevrokopski – 
eine Petition, in der sie darum baten, 
dass die Wahl des Patriarchen vertagt 
werden solle, bis Neuwahlen für die ge-
samte Kirchenhierarchie anstünden. 
Solche Wahlen hatte es seit 1951 nicht 
mehr gegeben, obwohl die Kirchensat-
zung diese im Vier-Jahres-Turnus vor-
sah. Ein Erfolg des Gesuchs hätte eine 
Rückkehr der Kirche zu ihren demokra-
tischen Wurzeln bedeutet. Zugleich wä-
re ein Präzedenzfall geschaffen worden, 
der auch die Legitimität der zivilen poli-

tischen Wahlen in ein zweifelhaftes Licht 
gestellt hätte. So wurde die Petition ab-
gewiesen. 

Wahlen zur Besetzung der Kir-
chenhierarchie wurden bis zum Ende der 
kommunistischen Periode entgegen der 
Satzung der BOK nicht durchgeführt.  
Dies untergrub die Legitimität der Wahl 
des Patriarchen und auch die der nach 
1956 gewählten Metropoliten. 1956 war 
das Jahr, in dem das Mandat der letzten 
Diözesanräte endete. Die Probleme im 
Umfeld der Wahl Maxims zum Patriar-
chen schlugen sich auf seine gesamte 
Dienstzeit nieder wie auch auf seine Au-
torität in der Synode. Bis zum Ende der 
kommunistischen Ära musste er zwi-
schen zwei Flügeln der Hohen Geistlich-
keit balancieren. Der erste war der der 
alten Metropoliten, die die Kirchentradi-
tion aufrecht erhalten wollten. Wenn 
auch marginalisiert und gering an der 
Zahl, besaßen diese vor 1944 in die Sy-
node gewählten Metropoliten eine er-
hebliche Autorität, mit der der Patriarch 
sich ins Vernehmen setzen musste. Der 
andere Flügel ist der der regimenahen 
Metropoliten, die Ende der 1960er, An-
fang der 1970er Jahre in die Synode 
gewählt wurden und sich sukzessive zu 
einem alternativen Machtzentrum entwi-
ckelten. Auch wenn man in dieser Epo-
che nur schwer von Mitgliedern der Sy-
node mit ausgeprägt antikommunisti-
scher Haltung sprechen kann (mit Aus-
nahme des 1988 verstorbenen Metropo-
liten von Varna, Jossif), zeigt sich den-
noch ein Teil der Hohen Geistlichkeit 
bestrebt, die kirchliche Tradition auch 
unter Bedingungen einer kommunisti-
schen Gesellschaft lebendig zu erhalten. 

Eine andere bedeutende Verände-
rung seit Anfang der 1970er Jahre war 
die Ablösung des Komitees für Kirchen-
fragen durch die Staatssicherheit als 
wichtigster Institution, die mit der 
Durchsetzung der Politik der Machthaber 
gegenüber der Kirche betraut war. Dies 
schwächt zusätzlich die Position des 
neuen Patriarchen im Vergleich zu sei-
nem Vorgänger. Patriarch Maxim wurde 



 

 

 

in Gegensatz zu diesem kaum noch 
konsultiert, wenn es um die Nominie-
rung künftiger Metropoliten ging. So 
kam es 1974 zu einem ernsthaftesten 
Konflikt zwischen Kirche und Staat und 
zwar im Umfeld der Wahl des neuen 
Metropoliten von Vraca. Bei den Wahlen 
beschloss der Staat, als „offiziellen Kan-
didaten“ Bischof Kalinik zu unterstützen, 
der als „loyaler und progressiver Geistli-
cher“ qualifiziert wurde, der „bei weitem 
geeigneter als die anderen Bischöfe ist 
für die spezifischen Aufgaben, die or-
thodoxe Geistliche zu erfüllen haben in 
der internen und internationalen Tätig-
keit der Kirche“. Trotz der Erwartungen 
des Staates bei der am 21. Juni 1974 
durchgeführten Wahl schlugen die 
Wahlmänner der Diözese der Hl. Synode 
vor, Bischof Arsenij zum neuen Metro-
politen zu ernennen. Diese Entscheidung 
verursachte einen regelrechten Skandal, 
den vielleicht ernsthaftesten Konflikt 
zwischen Kirche und Staat im Kommu-
nismus. Das Vertrauen des Komitees für 
Kirchenfragen zum Patriarchen wurde 
heftig erschüttert, als dieser sich wei-
gerte, sich für den „offiziellen Kandida-
ten“ zu engagieren. Am Ende aber war 
die Synode doch gezwungen, sich dem 
Druck des Staates zu beugen. Die er-
folgte Wahl Bischof Arsenijs wurde aus 
frei erfundenen Gründen für ungültig 
erklärt, die Wahlmänner der Diözese 
ausgetauscht. Auf den am 10. Novem-
ber 1974 durchgeführten „Neuwahlen“ 
wurde gemäß des vorab bestellten Sze-
narios Bischof Kalinik zum neuen Metro-
politen von Vraca „gewählt“. Für die fol-
genden Jahre wurde Вischof Arsenij de 
facto ins Batschkovo-Kloster verbannt 
und erst 1977 rehabilitiert. 1987 wurde 
er zum Metropoliten von Plovdiv ge-
wählt. 

Das wichtigste Ereignis in der 
Amtszeit von Patriarch Maxim war die 
Kampagne zur Einführung der sog. Zivil-
rituale, die eine Rückkehr zu den admi-
nistrativen Repressionen gegen die Ge-
meindegeistlichen bedeutete. Die Wur-
zeln dieser Kampagne liegen im voran-
gegangenen Jahrzehnt. 1962 bestellte 

der Staat eine große soziologische (de-
moskopische) Untersuchung über das 
Verhältnis der Bevölkerung zur Religion. 
Die Ergebnisse wurden erst 1968 veröf-
fentlicht unter dem Titel „Der Prozess 
der Überwindung der Religion in Bulga-
rien“. Laut dieser Studie bekannten sich 
offiziell 35 Prozent der Bevölkerung als 
religiös, meistens solche aus den 
schlecht ausgebildeten und nichter-
werbstätigen Schichten der Gesellschaft. 
Diese Ergebnisse standen im Wider-
spruch zu den Zahlen, die sich aus den 
abgehaltenen religiösen Ritualen erga-
ben: mehr als 52 Prozent der Neugebo-
renen wurden getauft, die kirchliche Ehe 
schlossen 36 Prozent, und bei den Beer-
digungen betrug der Prozentsatz der 
Beisetzungen mit Beteiligung eines 
Geistlichen über 80 Prozent. 

Der Staat reagierte hierauf, in-
dem er Anfang der 1970er Jahre eine 
Reihe von Verordnungen erließ, die be-
zweckten, die Zahl der kirchlichen Ri-
tuale zu vermindern. Die Kampagne 
hatte zwei Ziele. Das erste war das Auf-
drängen der Zivilrituale im engeren Sin-
ne des Wortes: standesamtliche Trau-
ungen, zivile „Taufe“ und zivile Beerdi-
gungen, entwickelte als Ersatz für die 
entsprechenden kirchlichen Rituale. 
Sukzessive weitete sich diese Kampagne 
bis zum Beginn der 1980er Jahre aus. 
Sie hatte ein „neues sozialistisches Fei-
er- und Festtagssystem“ zum Ziel, das 
die Abschaffung aller Feste und Feierta-
ge, die auf religiösen Traditionen grün-
deten, bezweckte. Sie sollten durch sog. 
„umgedeutete Feste“ ersetzt werden. 

Sichtbare Ergebnisse zeitigte die 
Kampagne in den 1980er Jahren, ihre 
Folgen reichten langfristig bis in die 
nachkommunistische Zeit. Laut Statistik 
wurden 1980 etwa 41 Prozent der Neu-
geborenen getauft, aber nur noch 4,5 
Prozent aller Ehen wurden kirchlich ge-
schlossen. Die Beerdigungen mit kirchli-
cher Zeremonie blieben mit gut 48 Pro-
zent aller Beisetzungen in diesem Jahr 
das verbreitetste Ritual. Eine ganze Rei-
he staatlicher und wissenschaftlicher 



 

 

 

Institutionen und Institute waren zu 
dieser Zeit mit der Schaffung und 
Durchsetzung der „umgedeuteten Feste“ 
beschäftigt, deren Hauptziel darin be-
stand, die kirchlichen Festtage zu erset-
zen oder mit neuem Inhalt zu füllen. 
Aus dieser Zeit stammt die Praxis, dass 
das staatliche Fernsehen am Abend des 
Ostersamstag, wenn die großen Oster-
messe in Bulgarien stattfinden, beliebte 
(westliche) Spielfilme oder Show-
Programme übertrug, um die Besucher-
zahlen zu vermindern. Kinder sollten in 
den Kindergärten Eier nicht am Grün-
donnerstag, sondern am ersten Früh-
lingstag färben. Desgleichen wurden 
Versuche unternommen, neue säkulare 
Festtage frei von religiösem Inhalt auf 
das Datum zu legen, an dem kirchliche 
Feste gefeiert wurden. 

Die Einführung der Zivilrituale 
wurde den Kommunen übertragen. Da-
durch wurden die Gemeindepfarrer ad-
ministrativer Willkür unterzogen. 1984 
äußerte ein Mitarbeiter des Komitees für 
Kirchenfragen auf einer Fachbespre-
chung, dass „das Beste, was ein Priester 
tun kann, ist Nichtstun“. In den 1970er 
und 1980er Jahren wurde unvermindert 
die bisherige Politik gegenüber den 
Klöstern und Kirchen fortgesetzt. Durch 
sein persönliches Eingreifen gelang es 
dem Patriarchen 1978, eine zum Abriss 
bestimmte Kirche in der Stadt Pernik 
(bei Sofia) zu retten; doch im selben 
Jahr wurde eine der großen Kirchen in 
der Donaustadt Russe zerstört. In den 
1970er und 1980er Jahren setzte der 
Staat seine Politik der Verwandlung von 
Klöstern in Museen fort; dieses Schick-
sal ereilte auch das berühmte Roshen-
Kloster. 

All dies führte dazu, dass Patri-
arch Maxim nach 1990 scharf kritisiert 
wurde dafür, dass er die kirchliche Au-
tonomie in den Jahren des späten 
Kommunismus nicht besser verteidigt 
hatte. Obwohl ein Großteil der geäußer-
ten Kritik begründet ist, darf die Tatsa-
che nicht außer Acht gelassen werden, 
dass unter totalitären Bedingungen die 

Verteidigung der kirchlichen Autonomie 
eine fast unmögliche Aufgabe war. Der 
direkten Konfrontation mit dem Staat 
ausweichend, eignete sich Patriarch Ma-
xim jene bürokratischen Fähigkeiten an, 
die von der Hohen Geistlichkeit in den 
1970er und 1980er Jahren insgesamt in 
der Beziehung zum Staat entwickelt 
wurden, um die kirchlichen Traditionen 
wenigstens ein Stück weit zu erhalten. 

 

ÖKUMENISCHE UND „FRIEDENSTIFTENDE“ 
TÄTIGKEIT 

Die Beteiligung der BOK an ökumeni-
schen Organisationen (Weltkirchenrat, 
Christliche Friedenskonferenz und Kon-
ferenz der europäischen Kirchen) wäh-
rend der kommunistischen Ära war initi-
iert, motiviert und kontrolliert vom 
Staat, vor allem von der Staatssicher-
heit. Wird die Staatssicherheit gern als 
Staat im Staate bezeichnet, so kann 
man die ökumenische Aktivität der BOK 
als Kirche in der Kirche beschreiben. In 
dieser Beziehung ist sie nur Instrument 
der übergeordneten Idee, die ökumeni-
schen Kirchenorganisationen als Forum 
für kommunistische Propaganda zu be-
nutzen, vor allem unter Ländern in der 
„Dritten Welt“. 

 Die Kirchen Osteuropas (mit Aus-
nahme der katholischen Kirche) traten 
1961 dem Weltkirchenrat bei. Dies ge-
schah auf Beschluss des Staates. Der 
bulgarische Geheimdienst schickte im 
Februar 1961 ein Telegramm an die 
bulgarischen Botschaften im Ausland, in 
denen er den Weltkirchenrat als ein 
„Objekt zur Infiltration“ bezeichnete und 
die Diplomaten aufforderte, Informatio-
nen über diese Organisation zu sam-
meln. Anfang der 1960er Jahre wählte 
die Staatssicherheit die ersten bulgari-
schen Teilnehmer aus und schickte sie 
auf ökumenische Fortbildungen, um sie 
anschließend als führende Aktivisten der 
BOK einzusetzen. 

 In den 1960er Jahren errichteten 
die Staaten des Ostblocks ein gut orga-



 

 

 

nisiertes System zu Koordinierung und 
zum einvernehmlichen Handeln ihrer 
Kirchen in den ökumenischen Organisa-
tionen. Auf staatlicher Ebene wurde die 
Politik von den jeweiligen Komitees für 
Kirchenfragen koordiniert, die sich un-
tereinander regelmäßig konsultierten. 
Auf kirchlicher Ebene befassten sich die 
Abteilungen für ökumenische und frie-
densschaffende Tätigkeit in den Verwal-
tungen mit der Koordination. An der 
Spitze dieser Pyramide stand in den 
1970er Jahren der Metropolit von Lenin-
grad, Nikodem (beim KGB bekannt un-
ter dam Tarnnamen „Adamant“). Von 
bulgarischer Seite ist sein Ansprech-
partner der Metropolit von Stara Sago-
ra, Pankratij, Leiter der Abteilung für 
ökumenische Tätigkeit im Bulgarischen 
Patriarchat, angeworben als Mitarbeiter 
der bulgarischen Staatssicherheit im 
Jahr 1971 unter dem Tarnnamen „Boi-
ko“. Dank ihrer Nähe zum Moskauer 
Patriarchat wurde die BOK eine der ein-
flussreichsten Mitglieder der ökumeni-
schen Organisationen. Der größte Erfolg 
war die Wahl des stellvertretenden Lei-
ters der Abteilung für ökumenische An-
gelegenheiten Todor Săbevs zum stell-
vertretenden Generalsekretär des Welt-
kirchenrats im Jahr 1979. Als Theologe 
und Dozent an der Geistlichen Akademie 
empfahl sich Săbev als einer der dem 
kommunistischen Regime sehr nahe 
stehenden Personen des öffentlichen 
Lebens, der überdies großen Einfluss auf 
die Geistlichkeit hatte. Aufgrund dieser 
Faktoren förderte der Staat seine Kar-
riere innerhalb der ökumenischen Orga-
nisationen bereits ab etwa 1965. In den 
Archiven ist nachzulesen, dass an seiner 
Wahl im Jahr 1979 „großes Verdienst 
die Vertreter der Russisch-Orthodoxen 
Kirche haben, die ihn über einen langen 
Zeitraum kontinuierlich aufbauten.“ 

 Die ökumenische Aktivität der 
BOK ist Ursache für das Auftauchen ei-
ner privilegierten Gruppe hoher Geistli-
cher und Theologen, die sich sukzessive 
als unabhängiges Machtzentrum in der 
Kirchenverwaltung etablierten. Diese 
favorisierte Gruppe konnte häufig ins 

Ausland reisen, was ein großes Privileg 
in der kommunistischen Zeit war, und 
erhielt staatliche Auszeichnungen und 
eine Reihe andere kleine Privilegien. 
Zudem hatte diese Gruppe direkten 
Kontakt zu den staatlichen Organen, 
ohne dies immer mit der Hohen Geist-
lichkeit der Kirche abzustimmen. Dies 
bewirkte eine innere Spaltung in Kir-
chenkreisen, die aus heutiger Sicht als 
Keim der Kirchenspaltung von 1992 er-
scheint; die Wunden dieses inneren Ris-
ses konnten bis auf den heutigen Tag 
nicht geheilt werden. Beispiel hierfür ist 
das Schicksal des angesehensten Met-
ropoliten der 1970er und 1980er Jahre, 
Jossif von Varna, der schon 1937 ge-
wählt worden war und 1988 starb. Des-
sen engagierter Widerstand gegen die 
auf solche Weise betriebene ökumeni-
sche Politik war Grund dafür, dass er 
zunehmend von wichtigen Entschei-
dungsprozessen im Leben der Kirche 
isoliert wurde. 

 

DIE ORTHODOXE KIRCHE UND DER 

NATIONALISMUS 

Nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs trat das „kommunistische 
Lager der Welt“ mit dem Selbstbewusst-
sein auf, dem Westen überlegen zu sein, 
so dass der Sieg in dieser ideologischen 
Schlacht nur eine Frage der Zeit sei. Die 
ersten Jahre nach dem Krieg waren 
nicht nur eine Periode der Repressionen, 
sondern auch eine Zeit der ökonomi-
schen Modernisierung und Urbanisie-
rung der rückständigeren Mitgliedsstaa-
ten des „Ostblocks“. Dies veranlasste 
nicht wenige im Westen von einem 
Wirtschaftswunder im Osten zu spre-
chen. Der Sozialismus erschien als er-
folgreiches Wirtschaftsmodell, das eine 
reale Alternative zum westlichen Kapita-
lismus bot. Die eifrigsten Propagandis-
ten dieser Idee wurden die linken Par-
teien im Westen, von denen einige be-
trächtliche Wahlerfolge erzielten. 



 

 

 

Der Ruf der ideologischen Überle-
genheit des Kommunismus wurde je-
doch durch die Niederschlagung der 
Aufstände in Berlin (1953), Ungarn 
(1956) und vor allem Prag (1968) stark 
beeinträchtigt. Es wurde deutlich, dass 
ein „Sozialismus mit menschlichem Ant-
litz“ nicht möglich ist. Die Veröffentli-
chung des Buches „Der Archipel GULAG“ 
von Alexander Solschenizyn im Jahr 
1973, das das Leben in den sowjeti-
schen Arbeitslagern beschreibt, tat ein 
Übriges zur Demaskierung der linken 
Diktatur. So verlor Ende der 1960er, 
Anfang der 1970er Jahre das kommu-
nistische Modell einen großen Teil seiner 
Anziehungskraft, obwohl es auch wei-
terhin seine Anhänger im Westen be-
hielt. 

All dies schlug sich auf die Politik 
und die Legitimität der kommunisti-
schen Regime nieder. Im bulgarischen 
Fall führte die drohende Niederlage im 
ideologischen Wettbewerb dazu, dass 
die kommunistische Regierung begann, 
ihre Legitimität weniger mit ideologi-
schen als nunmehr mit nationalistischen 
Argumenten zu begründen. Ein Schlüs-
selmoment in dieser neuen Orientierung 
waren die Feierlichkeiten zum 1300-
jährigen Jubiläum der Gründung des 
ersten bulgarischen Staates 681. Die 
Vorbereitungen zur Jubiläumsfeier be-
gannen 1975. Ihr Ziel war es, das 
kommunistische Regime als legitimen 
Nachfolger einer alten bulgarischen Na-
tionaltradition zu präsentieren. 

Die Suche nach neuer Legitimati-
on schlug sich auch auf die Kirchenpoli-
tik des Staates nieder; dies umso mehr, 
als die orthodoxe Kirche seit ihrer Neu-
gründung in der Epoche der Nationalen 
Wiedergeburt im 19. Jahrhundert Träger 
des Nationalstaatsgedankens gewesen 
war. Die neue Politik gegenüber der Kir-
che äußerte sich in drei Richtungen: Die 
erste war die Umwidmung der Rolle der 
Kirche zu einem „Kulturdenkmal“. Die 
zweite hing mit der Forderung zusam-
men, die Kirche möge die Politik des 
Staates gegenüber der Gemeinschaft 

der Bulgaren im Ausland (vorwiegend 
der in Nordamerika) unterstützen. Die 
dritte Richtung zielte auf die Errichtung 
vollständiger Kontrolle über das bulgari-
sche Kloster Hl. Georg Zograf auf dem 
Berg Athos, um es für nationale Propa-
ganda nutzen zu können. 

Im Rahmen dieser Politik begann 
der Staat, einige Kirchengebäude und 
Klöster zu renovieren. Allerdings glichen 
diese anschließend mehr Museen statt 
geistlichen Stätten. Dies war das 
Schicksal einiger der großen Klöster und 
Kirchen im Land. Einmal zum Kultur-
denkmal erklärt, wurden viele der wert-
vollsten Ikonen aus den Kirchen geholt, 
um sie in Ausstellungen zu zeigen.  Vie-
le gelangten anschließend nicht mehr an 
ihren alten Platz zurück, sondern 
verblieben in den Museen. Ein Beispiel 
für diese Politik ist der Vorschlag des 
Komitees für Kunst und Kultur von 
1977, das von Todor Schivkovs Tochter 
Ludmila geleitet wurde, eine Bestands-
analyse der kirchlichen Immobilien zu 
tätigen (damals ungefähr 4000 Gebäu-
de). Im Bericht wurde vorgeschlagen, 
diese in Abhängigkeit von ihrem Zu-
stand in drei Gruppen zu teilen. Jene 
Immobilien, die als Kulturdenkmäler 
bewertet würden, sollten verstaatlicht 
werden, die Wertgegenstände, die sich 
in diesen Gebäuden befanden, sollten an 
Museen abgegeben werden. Der Vor-
schlag wurde zwar wegen Befürchtun-
gen über die Reaktion der Kirche und 
Kritik aus dem Ausland nicht gebilligt, 
war aber bezeichnend für die Art des 
Denkens, die der Staat in Sachen Kir-
chengüter an den Tag legte. Die Politik 
säkularisierte die Kirchengebäude und 
beraubte die Kirchenkunst ihres religiö-
sen Gehalts. Gegenstände kultischer 
Verehrung wie Ikonen etwa wurden zu 
Museumsstücken. Die orthodoxe Kirche 
sollte im allgemeinen Verständnis auf 
ihre Funktion als nationalstaatsbildende 
Institution reduziert werden. Sie war in 
den Augen der Machthaber ein „Über-
bleibsel aus der Vergangenheit“, deren 
Existenzberechtigung darin bestand, 
Objekt von Kulturtourismus zu sein. Die 



 

 

 

Desakralisierung der Kirche war Aus-
druck der atheistischen Politik des 
kommunistischen Regimes. 

Ähnlich verhält sich der Staat ge-
genüber der BOK im Ausland, wie der 
bulgarischen Diözese in Nordamerika 
oder gegenüber dem bulgarischen Klos-
ter auf dem Berg Athos. Die Kommunis-
ten ernannten staatstreue Geistliche 
und Metropoliten in der amerikanischen 
Diözese und entsandten linientreue 
Mönche in das Zograf-Kloster. Ergebnis 
dieser Politik war das Aufkommen inne-
rer Kämpfe und Streitigkeiten, die über 
Jahrzehnte hinweg Spannungen in den 
Gemeinschaften erzeugten, ja vielleicht 
sogar erzeugen sollten. 

Die bulgarische Diözese in Nordame-
rika und Australien war Ende der 1930er 
Jahre hauptsächlich von bulgarischen Emig-
ranten aus den mazedonischen Gebieten 
gegründet worden. Sie finanzierte sich 
selbst, was sie unabhängig vom bulgari-
schen Staat und der BOK machte. Auch 
nach 1944 wurden in den Diözesen anti-
kommunistisch gesinnte Emigranten in die 
Gremien gewählt, die nur nominal die 
Rechtsprechung der BOK akzeptierten. Da-
her waren in den folgenden Jahrzehnten alle 
Metropoliten dieser Diözese, die von Sofia 
ernannt wurden, gezwungen, zwischen der 
antikommunistischen Einstellung der Emig-
ranten und dem Wunsch der kommunisti-
schen Machthaber in Bulgarien, sich diese 
Kirchen zu unterwerfen, zu balancieren. 
Dennoch kam es zu einigen aufeinanderfol-
genden Spaltungen, die vom bulgarischen 
Staat angeheizt, manchmal auch erzeugt 
wurden. 

1947 wurde Bischof Andrej, der 1938 
nach Amerika entsandt worden war, um die 
dortige Diözese zu organisieren, zum Metro-
politen der vereinigten bulgarischen Diözese 
gewählt. Seine Sympathien für die anti-
kommunistisch eingestellten Emigranten 
führten dazu, dass seine Wahl von Sofia bis 
1963 nicht anerkannt wurde. Als die Aner-
kennung schließlich erfolgte, akzeptierte er 
die Rechtsprechung der BOK, was zu einer 
Abspaltung von etwa der Hälfte der bulgari-
schen Gemeinden führte. Sie bildeten eine 
eigene Diözese, welche sich 1977 der Or-
thodoxen Kirche von Amerika anschloss. Auf 

diese Weise spaltete sich die bulgarische 
Kirchengemeinde in Amerika in zwei Lager. 

1970 teilte sich die Diözese, die unter 
der Jurisdiktion der BOK verblieben war, 
noch einmal: Die eine nahm ihren Sitz in 
New York, die andere in Akron im Staat 
Ohio. Angestiftet wurde diese Trennung vom 
kommunistischen Staat, um den Einfluss der 
antikommunistisch gesinnten Emigranten 
und Geistlichen zu begrenzen. In den fol-
genden Jahrzehnten wurde die Diözese in 
New York, die aus nur einer Gemeinde be-
stand, von einem Metropoliten geführt, der 
die Wertschätzung der Emigranten genoss, 
beim bulgarischen Staat aber Misstrauen 
weckte. Allerdings war die Bedeutung dieses 
Metropoliten aufgrund der nicht sehr großen 
Diözese nicht bedeutend. Faktisch hatte er 
kaum Macht. Das Zentrum des kirchlichen 
Lebens der Bulgaren lag also in der kleinen 
Stadt Akron, wo die Diözese von einem Bi-
schof geleitet wurde, der das Vertrauen der 
Kommunisten besaß. Erst 1990 wurde die 
bulgarische Diözese wieder vereint. Aller-
dings blieb die Diözese, welche sich der or-
thodoxen Kirche von Amerika angeschlossen 
hatte, dieser bis heute treu. 

Der kommunistische Staat betrachte-
te das bulgarische Athos-Kloster als ein jen-
seits der Grenzen liegendes Nationalmuse-
um, in dem wertvolle Dokumente und Hand-
schriften aufbewahrt wurden. Die traditio-
nelle Selbstverwaltung, welche die Mönche 
ausübten, akzeptierte das Regime nicht, 
was ständige Konflikte mit der Mönchsbru-
derschaft provozierte. Das Kloster war, wie 
auch die anderen Athos-Klöster, in geistli-
cher Hinsicht dem Kosmischen Patriarchat 
unterstellt, in administrativer Hinsicht dem 
griechischen Staat, da die Halbinsel, auf der 
der Berg Athos liegt, zum griechischen Ter-
ritorium gehört. Deswegen musste die 
„Zograf-Politik“ zwischen der bulgarischen 
Seite – Staat und BOK – und der griechi-
schen, also dem Kosmischen Patriarchat und 
dem griechischen Staat, abgestimmt wer-
den. Diese Abstimmung war schwierig, weil 
die Interessen der vier beteiligten Parteien 
nur selten zusammenfielen. Gemeinsames 
Ziel gegenüber dem bulgarischen Staat und 
der BOK war es, den bulgarischen Charakter 
des Klosters zu erhalten, der wegen der 
drastischen Abnahme der Zahl der bulgari-
schen Mönche gefährdet war. 



 

 

 

Spannungen rief das Misstrauen der 
Mönche gegenüber dem Regime hervor, da 
dieses das Kloster unter seine Kontrolle 
bringen wollte. So wurden Mönche, die li-
nientreu waren, favorisiert. Ein Teil der 
Mönche versuchte sich dem Druck zu wider-
setzen. Allerdings erlahmte der Widerstand 
zusehends, so dass das Kloster Anfang der 
1980er Jahre vollständig durch die Kommu-
nisten kontrolliert wurde. Lediglich sein bul-
garischer Charakter konnte durch neue 
Mönche aus dem Heimatland erhalten wer-
den. Allerdings begann das Regime im Klos-
ter aufbewahrte Wertgegenstände zu rau-
ben, organisiert von der Staatssicherheit. 
Sie brachte 1988 die wichtigste Handschrift 
nach Bulgarien, die Slawobulgarische Ge-
schichte von Paissi Chilendarski von 1761. 
In den folgenden Jahren verblieb das Manu-
skript im Safe des Geheimdienstchefs. Die 
Aufdeckung dieser Affäre 1996 rief einen 
diplomatischen und öffentlichen Skandal 
hervor, der drohte, die Beziehungen zu 
Griechenland zu verschlechtern, so dass die 
Entscheidung getroffen wurde, die Hand-
schrift dem Kloster zurückzugeben. 

Die veränderte Definition der BOK 
als primär Träger nationaler Interessen 
führte zur Instrumentalisierung von Tei-
len der Geistlichkeit auf allen Ebenen 
durch den kommunistischen Staat. An-
fang der 1970er Jahre begann die 
Staatssicherheit Inoffizielle Mitarbeiter 
in der BOK anzuwerben, meist „aus pat-
riotischen Gründen“. Dem zur Mitarbeit 
angeworbenen Agenten wurde bedeutet, 
seine Mitarbeit helfe „Volk und Vater-
land“. Einmal angeworben zur Ausfüh-
rung solcher „vaterländischer Aufga-
ben“, musste der Agent bald  andere 
Aufträge der Staatssicherheit ausführen. 
In der Regel ging es dabei um geheime 
Berichte über Personen, Berichte aus 
dem kirchlichen Leben, Einschätzungen 
über kirchliche Gemeinschaften wie 
Klöster, geistliche Lehranstalten, Ge-
meinden und Diözesen. Einmal mit der 
Möglichkeit versehen, Einfluss auf die 
Kirchenpolitik des Staates zu nehmen, 
bekamen die Agenten der Staatssicher-
heit eine große informelle Macht, auch 
dadurch, dass sie manchmal den Ver-
dacht des Staates auf ihre persönlichen 
Gegner lenken. Überdies nutzen sie die 

Institution Staatssicherheit auch als „so-
zialen Aufzug“ für ihre Karriereambitio-
nen. Auf diese Weise wurden die kano-
nisierten Regeln des Aufbaus einer Kir-
chenkarriere ersetzt durch die persönli-
chen Kontakte mit den Vertretern einer 
Institution, deren unverhohlenes Ziel die 
Vernichtung der Kirche war. All dies hat-
te einen weitreichenden Einfluss auf das 
kirchliche Leben. Das gegenseitige Miss-
trauen und die Verdächtigungen verur-
sachten in den Kirchenstrukturen innere 
Brüche und schadeten so dem Zusam-
mengehörigkeitsgefühl. 

Zusammenfassend kann man sa-
gen, dass das Bild der Kirche als primär 
nationaler Institution zu einer Entheili-
gung bzw. Desakralisierung der ganz-
heitlichen Idee von der christlichen Kir-
che führte. Die so säkularisierte Kirche 
war die Voraussetzung zur Instrumenta-
lisierung von großen Teilen des hohen 
Klerus im Sinn des Kommunismus. Die 
Grenze zwischen Kirche und Staat, die 
zu Beginn der kommunistischen Ära 
noch klar gezogen war, verschwand zu-
nehmend. 

 

FOLGEN DER POLITIK DES STAATLICHEN 
ATHEISMUS 

Welches sind nun (bis heute) die 
Folgen des beschriebenen „Social Engi-
neering“ und der Politik des staatlichen 
Atheismus? Das Resultat ist eine in ih-
ren religiösen Überzeugungen verwirrte 
Gesellschaft, die widerstrebende und oft 
widersprüchliche Erwartungen an eine 
Kirche hat, die geleitet und repräsentiert 
wird von einem hohen Klerus mit dubio-
sem öffentlichen Ansehen, zerrissen von 
Widersprüchen und inneren Zwistigkei-
ten. 

Die öffentliche Sphäre im post-
kommunistischen Bulgarien ist stark 
säkularisiert, auch wenn nur eine Min-
derheit offen zugeben würde, dass sie 
eine areligiöse Weltanschauung hat. Im 
Unterschied zu einer Reihe westlicher 
Länder, die einen natürlichen Säkulari-



 

 

 

sierungsprozess durchgemacht haben, 
wird es im Bulgarien des beginnenden 
21. Jahrhunderts nicht als normal be-
trachtet, dass ein Mensch sich als 
Atheist bezeichnet oder als „weltlicher 
Mensch“. Die überwältigende Mehrheit 
der Bulgaren bezeichnet sich als „ortho-
doxe Christen“ (laut der letzten Volks-
zählung von 2011 knapp 80 Prozent der 
Bevölkerung); die meisten dieser Chris-
ten haben aber nicht einmal flüchtige 
Kenntnisse der Kernpunkte der christli-
chen Dogmatik, geschweige denn von 
den Besonderheiten der Orthodoxie. 
Laut einer demoskopischen Umfrage 
glauben nur 35 Prozent aller Bulgaren 
an „einen Gott“, weitere 49 Prozent an 
„irgendeine höhere Kraft oder Geist“. An 
ein Leben nach dem Tode glauben 25 
Prozent (50 Prozent tun das nicht), an 
die Existenz der Hölle 22 Prozent (52 
Prozent nicht). An das Paradies glauben 
25 Prozent (49 Prozent glauben nicht 
daran). 63 Prozent aller Bulgaren finden 
es dennoch wichtig, dass nach einer Ge-
burt ein religiöses Zeremoniell abgehal-
ten wird, 68 Prozent bei Heirat und 73 
Prozent bei Tod. Auf alltagskultureller 
Ebene betrachtet die große Mehrheit die 
BOK als ein „rituelles Zuhause“, das der 
Mensch in wichtigen persönlichen und 
familiären Momenten konsultiert: Ge-
burt, Trauung, Tod. 

Die Kirche wird zugleich beladen 
mit disparaten Erwartungen, die kaum 
erfüllt werden können. Ein Teil der Ge-
sellschaft erwartet von ihr, vorwiegend 
nationale (oder gar nationalistische) In-
stitution zu sein; ein anderer Teil insis-
tiert darauf, sie möge ihre soziale Tätig-
keit stärker akzentuieren; sie möge Teil 
der universalen christlichen Kirche sein 
und in diesem Kontext Trägerin univer-
saler Werte; oder sie möge eine dezi-
diert konservative Institution sein, die 
die Reinheit der orthodoxen Lehre wahrt 
und ein Bollwerk gegen westliche Ein-
flüsse ist. 

Eine andere dramatische Folgeer-
scheinung der kommunistischen Ära, zu 
deren Überwindung wohl Jahrzehnte 

nötig sein werden, ist die zerstörte Ge-
meindestruktur und eine dementspre-
chend zerstörte Kirchenpyramide, die 
der hohen Geistlichkeit Repräsentativität 
verleiht. Eine der bedeutendsten Folge 
der kommunistischen Ära ist die Ver-
minderung der Zahl der Gemeindegeist-
lichen: waren es noch 1945 etwa 2500, 
konnten vierzig Jahre später, 1985, nur 
noch weniger als 1000 Priester gezählt 
werden. Dem korrespondiert eine be-
trächtliche Abnahme der Zahl der Mön-
che. Ein Faktor beim Verfall der Ge-
meindestruktur ist auch die rasche Ur-
banisierung, vor allem in Verbindung 
mit dem Verbot des Kirchenneubaus in 
den großen Städten in der kommunisti-
schen Zeit. Die fehlende Stabilität in 
dieser kirchlichen Pyramide ist auch Ur-
sache für eine Tendenz zur Klerikalisie-
rung des Kirchenlebens. Dieses kon-
zentriert sich um die Metropoliten, de-
ren Tätigkeit faktisch von niemandem 
kontrolliert werden kann. 

Das Bild der Kirche in der Öffent-
lichkeit wird zusätzlich durch die Unfä-
higkeit des hohen Klerus, sich auf ir-
gendeine Weise der kommunistischen 
Vergangenheit zu stellen, beschädigt. 
Das Schweigen, das den Enthüllungen 
über die Mitarbeit eines Großteils der 
Metropoliten mit der Staatssicherheit 
Anfang 2012 folgte, bestätigt die Über-
zeugung der Öffentlichkeit, dass die or-
thodoxe Kirche in Bulgarien vom kom-
munistischen Staat „erobert“ worden 
war. Das Schweigen der Kirchenoberen 
in dieser Sache überantwortet viele 
kirchliche Märtyrer dem Vergessen, die 
zur Zeit des Kommunismus unter Re-
pressionen zu leiden hatten oder gar 
ermordet wurden. 

In den letzten Jahren können 
aber auch positive Entwicklungen beo-
bachtet werden, wie etwa das Auftau-
chen einer regen öffentlichen Debatte 
zur Orthodoxie, die von guten Kenntnis-
sen zeugt. Zum großen Teil sind diese 
Diskutanten engagierte Laien, die sich 
zur Realisierung bestimmter Ziele orga-
nisieren oder Informationsseiten im In-



 

 

 

ternet einrichten, die die Entscheidun-
gen des hohen kirchlichen Klerus verfol-
gen und auch kritisieren. Man muss se-
hen, dass diese öffentlichen Meinungs-
äußerungen orthodoxer Laien die einzi-
ge Kritik an den Metropoliten ist. 

Eine ebenso wichtige Entwicklung 
ist das Heranwachsen einer neuen Ge-
neration orthodoxer Geistlicher, denen 
es gelingt, das Interesse an der Ortho-
doxie und der Religion wiederzubeleben, 
vor allem in den großen Städten. Auch 
wenn diese Veränderung noch nicht 
empirisch zu erfassen ist, ist zu erwar-
ten, dass die Aktivierung der Laien und 
der Geistlichen nicht nur zu einer Erhö-
hung der Verantwortlichkeit bei den 
Vertretern der Hohen Geistlichkeit führt, 
sondern auch zu einer Wiederherstel-
lung der Kirchenpyramide und einer Be-
lebung der öffentlichen Präsenz der 
BOK. 
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1
 Diese Unterstützung des Staates für die 
sog. „Kanonische Synode“ bestand darin, 
dass er sie durch das am 29. Dezember 
2002 angenommene neue Gesetz über 
Glaubensbekenntnisse unter der 
Bezeichnung „Bulgarisch-orthodoxe Kirche“ 
als juristische Person anerkannte, die keiner 
Registrierung bedarf. Das definitive Ende 
wurde der Spaltung am 22. Juli 2004 
gesetzt, als auf Anordnung der 
Staatsanwaltschaft die Polizei die Anhänger 
der sog. „Alternativen Synode“ aus den 
Kirchen und Klöstern abführte, die diese 
leiteten. 
 
2
 Im Unterschied zur katholischen Kirche 

unterliegen die orthodoxen Priester nicht 
dem Zölibat und haben das Recht zu 
heiraten. Dies unterscheidet sie sichtbar von 
den Mönchen, aus deren Reihen die 
Kandidaten für die oberste Ebene der 
Kirchenhierarchie rekrutiert werden. 
 


